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Inklusion: Wir brauchen die Hilfe des Bundes 
 

 

Zur Studie der Bertelsmann-Stiftung über den Ländervergleich zur inklusiven Schule 

sagt die schulpolitische Sprecherin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Anke Erd-

mann: 

 

Professor Klemm stellt fest: Schleswig-Holstein hat eine gute Tradition in Sachen inklu-

sive Bildung. Rund jeder zweite Schüler mit Förderbedarf geht in eine „ganz normale“ 

Schule. Mit dieser Inklusionsquote liegen wir bundesweit weit vorn. Zum Beispiel wurde 

das Landesförderzentrum Sehen schon vor fast dreißig Jahren als Schule ohne Schüler 

konzipiert – absoluter Vorreiter – und die Flensburger Waldschule hat einen bundes-

weiten Inklusionspreis gewonnen. 

 

Aber: Es gibt keinen Grund, sich auf diesen Lorbeeren auszuruhen. Eine gute Inklusi-

onsquote heißt nicht unbedingt gute Inklusion. Wir müssen genauer hinschauen. Die 

Studie zeigt jedenfalls: Ohne zusätzliche Stellen geht es nicht. Das ist vor allem des-

halb interessant, weil sich die Landesregierung zum Bericht „Inklusion an den Schulen“ 

im letzten Herbst namentlich auf Prof. Klemm bezogen hat. Laut Bericht sei Inklusion 

zum Nulltarif zu haben. 

 

Für Schleswig-Holstein lassen sich daraus drei Schlüsse ziehen: 

 

Erstens schaffen wir es nicht allein, den Anforderungen in den Schulen ohne zusätzli-

che Mittel gerecht zu werden. Wir wollen die Aufhebung des Kooperationsverbotes, so 

dass der Bund den Ländern bei den Schulen auch finanziell helfen darf. Dieses Geld 
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wollen wir auch für Inklusion einsetzen. 

 

Zweitens müssen wir uns klar machen, dass wir in einem Flächenland nicht überall so-

fort gleich gut sein können. Ein erster Schritt sind Schwerpunktschulen. Faktisch gibt es 

schon heute Schulen, die sehr engagiert in diesem Bereich sind. Das geht aber auf 

Dauer nicht zum Nulltarif. 

 

Drittens zeigt es noch einmal, dass die 300 Stellenstreichungen zum Sommer das fal-

sche Signal sind. Sie treffen besonders die Grundschulen, für die das Thema zu einer 

der Hauptherausforderungen geworden ist. Da die Regierung ja den Vertretungsfonds 

schon zum Sommer aufstocken will – im laufenden Haushalt – sind offenbar finanzielle 

Potenziale vorhanden. Prof. Klemm beziffert diesen Bedarf auf 88 Stellen, sie werden 

vor Ort dringend gebraucht. 

 
*** 


